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Entwurf eines ersten Unternehmmensstatistikreformgesetz – Länderbeteiligung 

Ihr Schreiben vom 1. April 2026  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Möglichkeit, zum vorbezeichneten Referentenentwurf eines ersten 
Unternehmensstatistikreformgesetzes (1. UStatRefG) bis zum 22.4.2026 Stellung zu nehmen, danke 
ich Ihnen. 
 

Im Referentenentwurf fallen folgende Ungereimtheiten auf: 

 

• Auf Seite 2 der Synopse (§ 2 B. II.) stimmen die Ausführungen zur 5-jährlichen Überprüfung 
der Umsatzgrenze nicht mit dem Gesetzestext überein. In der Synopse wird fehlerhaft von 
„Unternehmen“ mit weniger als 10 tätigen Personen gesprochen – tatsächlich geht es aber um 
„Betriebe“. 
 

• Betriebe mit Unternehmen werden auch auf Seite 31 der Gesetzesbegründung zu Lfd. Nr. 2.16 
(dort 1. Absatz) verwechselt; hier bei der Berechnung des Erfüllungsaufwands anlässlich der 
geplanten Integration der Betriebe in die Investitionserhebung bei Unternehmen des 
Verarbeitenden Gewerbes. Bisher ist jeder Betrieb für sich und nicht die Unternehmen für die 
Betriebe meldepflichtig. 
 

• Auf Seite 34 der Gesetzesbegründung zu Nummer 3 Buchstabe a wird lediglich die Streichung 
des Merkmals Auftragsbestand angekündigt, obgleich hier eigentlich die Streichung einer 
kompletten Erhebung mit eigenständiger Periodizität (hier: vierteljährlich) und EVAS-Nummer 
verordnet wird (hier: 44141 Statistik über den Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe).  
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Zu Artikel 1 bis 3: Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe:  
 
Zur Verzichtbarkeit der u.a. Daten müssten sich die Datennutzer äußern. In einer 
Informationsveranstaltung des Statistischen Bundesamtes im Vorfeld der Veröffentlichung des 
Referentenentwurfs haben sich auf Bundesebene jedenfalls beide Bauverbände (Zentralverband 
Deutsches Baugewerbe und der Hauptverband der deutschen Bauindustrie) für den Erhalt der jetzt zur 
Streichung vorgeschlagenen Erhebungsinformationen ausgesprochen. 
 
Mit dem Berichtsjahr 2027 entfallen folgende Erhebungen in Gänze: Vierteljährliche Statistik über den 
Auftragsbestand im Bauhauptgewerbe (EVAS 44141), Ergänzungserhebung im Bauhauptgewerbe 
(EVAS 44231) und Jährliche Erhebung im Ausbaugewerbe (EVAS 44241).  
 
Insbesondere im Baugewerbe wird es eine Reduktion von Informationen für kleine Betriebe mit 
weniger als zwanzig Beschäftigten geben, die bisher aus der Ergänzungserhebung im 
Bauhauptgewerbe (BHG) und der Jährlichen Erhebung im Ausbaugewerbe (ABG) gewonnen wurden.  
Folgende Merkmale würden wegfallen: 

• die Anzahl der tätigen Beschäftigten nach Stellung im Beruf; der baugewerbliche Umsatz; die 
geleisteten Arbeitsstunden und Inlandsumsätze nach Bausparten (jeweils im BHG)  

• die Summe der Anzahl der tätigen Inhaber, mithelfender Familienangehöriger, kaufm. 
Angestellten und Azubis sowie die Summe der gewerblichen Arbeitnehmer inkl. Azubis; die 
geleisteten Arbeitsstunden;  der ausbaugewerbliche Umsatz (jeweils im ABG) 

• die Entgelte (BHG und ABG) 
 
Die seit 2009 nach der Wirtschaftszweigklassifikation (WZ) 2008 erhobenen Zeitreihen der 
Jahreserhebungen würden ersatzlos mit dem Berichtsjahr 2026 enden. 
Der Bauindustrieverband Hamburg Schleswig-Holstein hat Daten aus der Ergänzungserhebung im 
Bauhauptgewerbe einmal jährlich abgefragt, die künftig nicht mehr zur Verfügung stehen. 
Im Monatsbericht für Betriebe im Verarbeitenden Gewerbe (EVAS-Nr. 42111) entfällt das Merkmal 
Auftragsbestand. Damit kann das Statistische Bundesamt auch den daraus errechneten Index des 
Auftragsbestandes (EVAS-Nr. 42155) nicht mehr zur Verfügung stellen.  
Mithin entfällt auch die Berechnung der Reichweiten des Auftragsbestands (EVAS-Nr. 42113). 
 
Zu Artikel 7: Gesetz über die Statistik der Verdienste und Arbeitskosten:  
 
Die Änderung im VerdStatG ist ausdrücklich zu begrüßen. Sie wird im Konsens von der amtlichen 
Statistik befürwortet. Das gilt auch für die im Gesetz verankerte frühzeitige in Kraftsetzung. 
 
Zu Artikel 8 und 11: Vorbereitung der Reform der Unternehmensstatistiken (Projekt SysdU) 
 
Der Gesetzentwurf SysdU-Vorbereitungsgesetz enthält keine Rechtsgrundlage für notwendige 
Testerhebungen. Diese müssten daher nach § 7 Bundesstatistikgesetz als Erhebungen für besondere 
Zwecke (ohne Auskunftspflicht) durchgeführt werden. 
 
Zu Artikel 9: Gesetz zur Neuordnung der Statistik über die Beherbergung im Reiseverkehr  
 
Schulungsheime und Vorsorge- sowie Rehabilitationskliniken sollen künftig von der Berichtspflicht 
entlastet werden. Dies bleibt für die Ergebnisse nicht folgenlos. Unkritisch sind zwar die 
Schulungsheime, die Vorsorge- und Rehabilitationskliniken umfassen deutschlandweit jedoch rund 10 
Prozent der Übernachtungen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 

 


